


























dem offensichtlich unwirksamen Versuch der westlichen Kon­
taktgruppe - offenbar wegen kurzsichtiger politischer und 
wirtschaftlicher Interessen -, ihren Einfluß geltend zu ma­
chen, den herrschenden Konflikt nur noch vergrößert." 

Die Erklärung schließt mit einer Reihe von Empfehlungen 
an die Mitgliedskirchen, die sie auffordert-, ihre Solidarität mit 
a11 denjenigen Kräften zu verstärken, die sich der Apartheid 
und dem Rassismus widersetzen und um die Befreiung kämp­
fen. Am Anfang steht die überzeugung, daß Apartheid hä­
retisch ist, am Ende die Aufforderung an die Kirchen, sich 
von Institutionen zu lösen, die wirtschaftlich mit Süd­
afrika zusammenarbeiten. So bekräftigt die Weltkirchenkon­
ferenz "die Notwendigkeit von umfassenden und verblnd­
lidlen Sanktionen und ruft die Regierungen dringend auf, 
der Durchführung eines wirksamen Ölembargos höchste Pri­
orität einzuräumen. " 

Solidarität mit den mittelamerikanischen Völkern 

Die mit der Vollversammlung gleichzeitigen Ereignisse in 
Mittelamerika, vor allem die Stationierung US-amerikani­
scher Soldaten an der Grenze zu Nikaragua und die Entsen­
dung von Kriegsschiffen vor dessen Pa]:iftkküste, überschat­
teten die Beratungen stark. Bestürzt über diese Entwicklung 
wie über die praktische Weigerung der USA, die dringlichen 
Angebote zur friedlichen Lösung aller Fragen aufzunehmen, 
schrieben über 200 amerikanisme Delegierte und Besudler 
der Weltkirchenkonferenz schon Ende der ersten Beratungs­
woche einen Brief an Präsident Reagan, in dem sie den un­
verzüglichen Rückzug der USA-Truppen und ein Ende des 

. Versuches forderten, die legitime Regierung von Nikaragua 
zu destabilisieren. Die Initiative zu diesem Schritt war von 
Dr. C y n ti a W e dei, eine der zu diesem Zeitpunkt noch 
amtierenden sechs Präsidenten des ÖRK, und von Bischof 
Ja m e s Arm s t r 0 n g, dem Präsidenten des Nationalen 
Kirchenrates der USA, ausgegangen, Nachdrücklich verlang­
ten die amerikanischen Kirchenleute darin die Beendigung 
aller "offenen oder verdeckten" Versuche, die rechtmäßige 
Regierung Nikaraguas zu schwächen oder zu stürzen. 

Die äußerst gespannte und gefährlime Situation in Mittel­
amerika und die Tatsache, daß die USA keine Änderung 
ihrer Haltung erkennen ließen, veranlaßte die Vollversamm­
lung dann, zum Abschluß ihrer Beratungen eine grundsätz­
liche Erklärung in dieser Sache. abzugeben, Sie setzte damit 
die Praxis, fort, zu brennenden Zeitfragen bzw. Krisenherden 
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in der Welt öffentlich Stellung zu nehmen. "In Mittelamerika 
entfalten sich verheißungsvolle Zeichen des Lebens, Sie sind 
wie eine junge Pflanze, die aus der Erde heraustreibt, die 
wachsen will, um zum Segen für die Welt zu werden, Jesus 
Christus, das Leben der Welt, lehrt uns, seine Jünger, daß 
das Leben erhalten und verteidigt werden muß gegen die 
Mächte des Todes J,lnd der Unterdrückung, die ihm entgegen­
stehen." Mit diesen Worten hebt die Erklärung zu Mittel­
amerika an; damit ist zugleich der geistliche Rahmen vorge­
geben für alles, was dann im einzelnen ausgesagt und gefor­
dert wird. 

Zunächst wird dargestellt, wie Mittelamerika versucht, die 
Grundlagen für das Leben seiner Völker umzugestalten, ein 
Kampf, dessen Intensität in allen Bereichen "historische .Pro­
portionen" erreiche. Verwurzelt in der Geschichte harter Ko­
lonialherrschaft, der Ausbeutung der Armen und der Kon­
zentration von Macht und Reichtum, befänden sich die 
Länder dieser Region - auf verschiedene Weise - "im Bela­
gerungszustand ", Die derzeitige Regierung der Vereinigten 
Staaten habe "aufgrund ihrer Auffassung von der Sicherheit 
der Nation eine Politik militärischer, wirtschaftlicher, finan­
zieller und politischer Initiativen eingeleitet, die darauf ab­
zielt, die Regierung Nikaraguas zu destabilisieren, das Image 
der gewalttätigen Diktatur in Guatemala gegenüber 'der Welt 
aufzubessern, den Kräften des historischen Wandels in EI 
Salvador entgegenzutreten und Honduras zu militarisieren, 
um von dieser Basis aus die der Völker Mittel­
amerikas im Zaum zu halten", Diese Politik gebe vor, "den 
Kommunismus verhindern" zu wollen, in Wirklichkeit' aber 
erzeuge sie Furcht und Spannungen und erhöhe die Wahr­
scheinlichkeit eines Krieges, der für Mittelamerika und die 
Karibik verheerend sein würde. Sicherheit könne es in dieser 
Region nur geben, wenn das sehnsüchtige Ringen der Völker 
Mittelamerikas um Frieden in Gerechtigkeit beharrlich un­
terstützt werde. In dieser Situation hätten die Kirchen, die 
viel tun, um der Bevölkerung zu helfen, zusätzlich gegen die 
zersetzerischen Kräfte aggressiver religiöser Gruppen anzu­
kämpfen, die überwiegend ' von den USA aus arbeiten und 

werden, Nach dem Urteil der Kirchen dienen diese 
Gruppen politischen Zwecken: sie sollen die Unterdrückung 
legitimieren. 

"Angesichts der verschärften aggressiven Akte gegen Nika­
ragua empfinden wir tiefe Sorge um die leidenden Völker 
der gesamten Region und richten unsere Hoffnung auf die 
dem Leben dienenden Leistungen der Völker Nikaraguas und 
ihrer Führung seit 1979", erklärt der Ökumenische Rat. Er 
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würdigt die Erfolge der neuen Regierung: daß es ihr gelun­
gen sei, das Alphabetisierungsprogramm durchzuführen, die 
Kinderlähmung auszurotten, die Malaria einzudämmen, eine 
erfolgreiche Bodenreform zu verwirklichen und den Prozeß 
der Verfassungsgebung voranzutreiben ... Das alles hat gehol­
fen, den Hoffnungen der Region konkreten Ausdruck zu ver­
leihen." Nicht ' zuletzt wird darauf hingewiesen, daß an der 
Entwicklung in Nikaragua die Christen, römisch-katholische 
und protestantische, auf allen Ebenen und in vollem Umfang 
am Wiederaufbau und an der Errichtung eines neuen Staats­
wesens beteiligt sind. 

.. Dieser lebensbejahende Prozeß ist zur Zeit tagtäglirh mit 
dem Tod konfrontiert", heißt es weiter. "Die von den Verei­
nigten Staaten finanziell unterstützten Mitglieder der ehema­
ligen Nationalgarde, die nunmehr von Honduras aus operie­
ren, haben bisher 700 Menschenleben gefordert, hauptsächlich 
junge Nikaraguaner, die der freiwilligen Miliz angehören." 
Angesichts dieser Situation erklärt die Vollversammlung: 
"Die Destabilisierung Nikaraguas ist ein Angriff auf das Le­
ben und durchaus geeignet, nicht nur die Länder Mittelame­
rikas, sondern auch die Karibik in tiefes Leid zu stürzen und 
große Verluste an Menschenleben zu fordern. Sie untergräbt 
die legitimen Forderungen und das Ringen der Armen in der 
ganzen Region um ein Ende der Ausbeutung und um die 
Möglichkeit, auf ihrem schwierigen Weg zum Leben in seiner ... 
ganzen Fülle ihre Geschicke selbst zu bestimmen." Die Voll­
versammlung bekräftigt das Recht der mittelamerikanischen 
Völker, das Leben in all seinen Dimensionen " zu suchen und 
zu erhalten ", und drückt desh~alb den mittelamerikanischen 
Kirchen gegenüber die " tiefe Sorge und Solidarität" der öku­
menischen Gemeinschaft aus. Ausdrücklich dankt sie der 
christlichen Gemeinschaft in Nikaragua "für ihre aktive Mit­
wirkung am Aufbau der staatlichen Institutionen und an 
Schritten zur Versöhnung, die zu Frieden in Gerechtigkeit 
führen." 

Die Erklärung schließt mit konkreten Forderungen, denen 
zufolge sich die Vollversammlung .. entschlossen jeder Art 
von offener oder getarnter militärischer Intervention durch 
die Vereinigten Staaten oder irgendeine andere Regierung 
in ' der mittelamerikanischen Region widersetzt. " Ausdrück­
lich dankt die Erklärung den Kirchen in den USA dafür, daß 
sie ihre Verurteilung einer solchen Intervention .. in prophe­
tischer Weise" zum Ausdruck gebracht haben, und bittet sie, 
ihre Bemühungen zu verstärken, auf einen radikalen' Wandel 
der US-Politik in dieser Region zu dringen. Auch d ie Mit­
gliedskirchen in anderen Ländern werden dringend ersucht, 
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bei ihren Regierungen .. energisch vorstellig " zu werden, da­
mit diese die USA-Regierung nachdrücklich auffordern, ihre 
Militärpolitik zu revidieren und damit einen konstruktiven 
Schritt auf dem Weg zum Frieden in dieser Region zu tun. 

Schritte zur Kircheneinheit 

Für die Fortführung der ökumenischen Bemühungen' wur­
den in Vancouver gute Voraussetzungen geschaffen. Dabei 
ging es dem Ökumenischen Rat zuallererst um die Vertie­
fung des eigenen Bundes, um die geistliche Gemeinschaft der 
Mitgliedskirchen. Anders als auf der Vollversammlung in 
Nairobi 1975, die als Ziel ökumenischer Bemühungen die 
" konziliare Gemeinschaft " der Ortskirchen proklamierte, wur­
de jetzt in Vancouver als bestimmender Aspekt der christ~ 
lichen Einheit die "eucharistische Vision " in den Vordergrund 
gerückt. Dies ist, vor allem für die orthodoxen Kirchen, ein 
entscheidender theologischer Fortschritt, dessen Tragweite 
kaum zu überschätzen ist. Damit sind neue Grundlagen für 
die Einbindung der Orthodoxie in die ökumenische Bewegung 
geschaffen worden. 

Insbesondere aber - auf " der engen Straße" der ökumeni­
schen Nachfolge ein deutlicher Schritt - bekannte sich die 
Vollversammlung nahezu einmütig zu den Aussagen einer 
Erklärung, die in den drei zentralen Fragen Taufe, Eucha~ 
ristie und Amt theologische Konvergenz dokumentiert. Bei 
diesem "Lima-Papier " (nach der peruanischen Hauptstadt 
benannt, weil es hier Anfang 1982 von der ÖRK~Kommission 
Glaube und Kirchenverfassung, der auch katholische Theolo­
gen als Vollmitglieder angehören, verabschiedet wurde) han­
delt es sich um das Ergebnis eines langen ökumenischen Ge­
sprächsprozesses, der über Jahrzehnte zurückreicht. Noch ist 
es ein vorläufiges Ergebnis. Denn wenn von den Lima-Texten 
auch als von "Konvergenz"-Erklärungen gesprochen wird, so 
heißt das längst noch nicht, daß in allen Punkten bereits 
übereinstimmung erreicht wurde. Vielmehr beschreibt das 
umfangreiche Dokument sowohl Gemeinsamkeiten in wesent­
lichen Bereichen als auch weiterhin bestehende Differenzen 
in Theologie und Praxis. 

Im Prozeß der Aufarbeitung und Rezeption dieser Texte, 
die auch als " Jahrhundertwerk der Ökumene" bezeidmet 
werden, forderte die Vollversammlung alle Kirchen auf, offi­
zielle Stellungnahmen zu erarbeiten. Man hofft, daß sie so­
wohl von den Mitgliedskirchen als auch von der römisch­
katholischen Kirche bis Ende 1985 vorliegen werden. Sie sol­
len die Grundlage für eine V. "Weltltonferenz für Glauben 
und Kirchenverfassung" bilden, die 1987 oder 1988 stattfin-
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den könnte. (Die ersten vier waren in Lausanne 1927, Edin­
burgh 1937, Lund 1952 und Montreal 1963.) Menschen mit 
Sinn für große geschichtliche Perioden mögen daran denken, 
daß 1987 genau zwölfhundert Jahr.e seit jenem Konzil von 
Nicea vergangen sein werden, das alle großen christlichen 
Kirchen noch gemeinsam anerkennen. 

Die ökumenische Kardinalfrage bleibt: Was tut sich zwi­
schen Genf und Rom, zwischen Ökumenischem Rat und katho­
lischer Kirche? In dieser Frage wird man ohne Umschweife 
sagen müssen : Etwas wesentlich Neues, gar einen Durchbruch 
hat es auch in Vancouver nicht gegeben. Aber die Vollver­
sammlung hat sich nachdrücklich für eine Fortführung und 
Vertiefung des Dialogs mit der katholischen Kirche ausge­
sprochen. Ausdrücklich billigte. sie den Bericht der Gemein­
samen Arbeitsgruppe zwischen der römisch-katholischen Kir ­
che und dem Okumenischen Rat der Kirchen, die 1965, ganz 
im Schwung des Zweiten Vatikanischen Konzils, gebildet 
worden war. In einem offiziellen Schreiben informierte der 
Präsident des Sekretariats zur Förderung der Einheit der 
Christen, Kardinal Ja n Will e b r a n d s, den ORK-Gene­
ralsekretär, daß dieser nunmehr fünfte Bericht seitens der 
katholischen Kirche ebenfalls grundsätzliche Zustimmung 
erfahren habe. 

Zur Charakterisierung der gegenWärtigen Beziehungen zwi­
schen der römisch-katholischen Kirche und dem Okumeni­
schen Rat eignet sich nach wie vor das Wort von der " brü­
derlichen Solidarität", das Papst Pa u 1 V 1. 1975 in einem 
Schreiben an die V. ORK-Vollversammlung in Nairobi oe­
nutzt hat. Dieses Wort läßt allerdings, bei allen positiven An­
klängen, die mehr als nur Zusammenarbeit ausdrücken, kei ­
nen Zweifel an der Haltung der katholischen Kirche, wonadl 
.. verschiedene Faktoren u. a. theologischer Art" gegen eine 
Mitgliedschaft im ÖRK sprechen. Dabei geht es vor allem 
darum, daß - wie auch in Vancouver seitens der katholischen 
Kirche wieder unmißverständlich deutlich gemacht wurde -
auf der einen Seite eine Kirche "mit allem, was an präziser 
Lehrposition und pastoraler Verantwortung " dazugehört, auf 
der anderen Seite aber ein Rat von Kirchen steht, der als 
solcher "keine eigene Lehrposition vertritt" und der auch 
" keine direkte pastorale Verantwortung " wahrnimmt. 

Auch dem Okumenischen Rat bleibt klar, daß für seine 
Beziehungen zur katholischen Kirche die unterschiedliChe 
Natur der beiden Körpersch.aften eine Schwierigkeit darstellt. 
Generalsekretär Philip Potter wies denn auch in Vancouver 
wieder daral,lf hin, daß einem Beitritt der katholischen Kirche 
zum ORK vor allem strukturelle Probleme entgegenstünden: 
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Die k atholische Kirche sei eine universale Kirche mit im 
übrigen weit über 700 Millionen Mitgliedern, der Rat aber 
ein Bund von Kirchen, die jeweils ihre eigene Lehrposition 
vertreten. (Die ÖRK-Mitgliedskirchen nehmen zwar bei ihrem 
Eintritt eine gemeinsame "Basis " an, die aber kein volles 
Glaubensbekenntnis darstellt. Der Rat besitzt keine univer­
sale Autorität, die Bindung ist moralischer Art.) So bleibt die 
Mitgliedschaft der katholischen Kirche.im Ökumenischen Rat 
eine schwierige, bestenfalls offene Frage. Vorstellbar und rea­
listisch sei hingegen, wie .Philip Potter meinte, ein Beitritt 
nationaler oder regionaler Bischofskonferenzen zum ORK:' 
(In 20 nationalen Kirchenräten wie auch den Regionalräten 
der Karibik und des, Pazifiks ist die katholische Kirche schon 
lange Vollmitglied.) 

Für das Klima zwischen Rom und Genf ist es bezeichnend, 
daß der Präsident des vatikanischen Einheitssekretariats in 
besagter Stellungnahme sowohl überzogenen Erwartungen 
als auch pessimistischen Einschätzungen entgegentrat. In dem 
Brief an den ORK-Generalsekretär fällt geradezu auf, daß 
Kardinal Willebrands mehrfach ernüchternd von Tatsachen 
spricht, die man sich "klar vor Augen halten" müsse, von 
" ekklesiologischen Wirklichkeiten lC, uber die man sich .. nicht 
hinwegsetzen " könne, davon, daß "man sich nichts vorma­
chen U solle. Mit gleichem Nachdruck aber betont dieser Brief, 
daß der Verständigungsprozeß in den BeZiiehungen weiter­
gehe. Auch wenn er eher den Charakter eines "Reifungspro­
zesses" als den "raschen Verhandeins" habe, so bleibe es 
doch eine- Geschichte des Wachsens. Energisch tritt er der 
Auffassung entgegen, daß sich zwischen Genf und Rom nichts 
rühre. Es sei "bei einigen Mode geworden", formuliert er 
polemisch, nur an den Anfang der Beziehungen wie an eine 
" Zeit großer Taten" zu. erinnern, die keine Fortsetzung ge­
funden habe. Dies entspreche ganz und gar nicht der Wirk­
lichkeit. Vielmehr sei gerade in jüngster Zeit eine "wirkliche 
Entwicklung und Konsolidierung " eingetreten. 

Die Ermutigung von V ancouver 

Als vor 35 Jahren der Ökumenische Rat der Kirchen ge­
gründet wurde, standen zwei große Anliegen im Vorder­
grund: die Einheit und Erneuerung der Kirche sowie die 
Lage der Menschheit und das Heilen der menschlichen Ge­
meinschaft. Die Frage, welChe Beziehung zwischen diesen 
beiden ökumenischen Anliegen besteht, hat den ORK immer 
wieder beschäftigt. Oft brachen heftige Spannungen auf zwi-
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schen denjenigen, denen es vor allem um die Einheit der 
Kirche geht, und denjenigen, die Fragen des Friedens und 
der Gerechtigkeit, des sozialpolitischen Engagements obenan 
stellen. Mit aller Deutlichkeit ist deshalb die Vollversamm­
lung in Vancouver sowohl denen, die angesichts der Welt­
probleme die Einheitsbemühungen für sekundär halten, als 
auch denjenigen, denen "das politische Engagement der Kir­
che bestenfalls zweitrangig, wenn nicht schädlich für ihre 
Aufgabe" erscheint, entgegengetreten: "Wir möchten als Chri­
sten feststellen, daß es weder in der Kirche noch auf der 
Tagesordnung des Ökumenischen Rates eine solche Trennung 
zwischen Einheit und Erneuerung der Menschheit geben 
kann." Auch das Lima-Papier gibt deutliche Orientierung: 
" Taufe, Eucharistie und Amt sind die heilenden und einenden 
Zeichen einer Kirche, die für eine erneuerte und versöhnte 
Menschheit lebt und arbeitet." 

Die evangelischen Christen in der DDR haben die VI. Voll­
versammlung des Ökumenischen Rates von Anfang an mit 
außerordentlicher Aufmerksamkeit verfolgt. Der nachhaltige 
Ruf der Weltökumene nach Frieden und Gerechtigkeit, greif­
bar in den öffentlichen Erklärungen, den Berichten" und 
Empfehlungen, ist von den Gemeinden und Gläubigen breit 
aufgenommen worden. Das Ereignis von Vancouver, das ge­
meinsame Bekenntnis zu Jesus Christus als dem Leben der 
Welt, hat in diesem kritischen Zeitpunkt der Weltgeschichte 
tatsächlich die Gestalt der Entscheidung: der Wahl zwismen 
"Leben und Tod, Segen und Fluch", wie die Botschaft an alle 
Kirchen sagt. 

Die Weltkirchenkonferenz hat in diesen grundlegenden ge­
sellschaftlichen Fragen von weltpolitischem Rang eindeutig 
Stellung bezogen. Sie hat das Wettrüsten verurteilt, die 
Atomwaffen geächtet, sich gegen den "Geist " und die " Lo­
gik " der Abschl'e.ckungsdoktrin gewandt. Vor allem hat sie 
die zuständigen Regierungen beschworen, von den Plänen 
zur Stationierung neuer Atomraketen in Europa zu lassen. 
Sie hat zum Kampf gegen den Rassismus aufgerufen und 
jede Art von offener oder getarnter Intervention der USA 
in Mittelamerika verurteilt. So hat die Vollversammlung von 
Vancouver, in ihrem geistlichen Zusammenhalt gefestigt, Po­
sitionen bezogen, die ihrem Wesen, ihrer Konsequenz nach 
antiimperial istischen Charakter tragen. 

Gerade in unserem Lande, an der Grenze zwischen den 
bei den großen Bündnissystemen gelegen und unmittelbar der 
politischen und militärischen Konfrontationspolitik der NATO 
ausgesetzt, ist die historische und moralische Verpflichtung 
zur Staatsdoktrin geworden, daß von deutschem Boden nie 
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wieder ein Krieg ausgehen darf. Auch deshalb hat hier in 
der DDR unter den christlichen Bürgern, aber auch bei vie­
len Nichtchristen das unbedingte Friedensvotum der ökume­
nischen Weltbewegung, ihre generelle Verurteilung der ato­
maren Hochrüstung, zusammen mit der Forderung nach 
sozial gerechten, menschenwürdigen gesellschaftlichen Ver­
hältnissen, große Zustimmung gefunden. 

Schon zuvor hatte die Konferenz der Evangelischen Kir­
chenleitungen in der DDR, im Einklang sowohl mit dem Wol­
len ihrer Gemeindeglieder wie mit der Politik ihres Staates, 
die Notwendigkeit unterstrichen, die Aufgabe der Friedens­
sicherung und Abrüstung mit Nachdruck in die Arbeit der 
Vollversammlung einzubringen. Die 17 Delegierten aus den 
DDR-Kirchen haben das mit Erfolg getan, so daß die Ergeb­
nisse der Vollversammlung, für die auf der Zentralausschuß­
tagung in Dresden 1981 wesentliche Grundlagen geschaffen 
worden waren, für die evangelisChen Christen in unserer 
Republik in jeder Hinsicht eine Bestätigung und Ermutigung 
bedeuten. Aber auch katholische Christen stimmet). ihnen zu, 
so daß sie Gegenstand realer Ökumene werden. Darüber hin­
aus sind die Beschlüsse der Weltkirchenkonferenz ein neuer 
Anstoß und ein tragfähiger Ausgangspunkt für das gemein­
same Handeln mit allen anderen Menschen, die den Frieden 
wollen. 

Es ist unverkennbar, wie gerade der Katalog von Forde­
rungen, den die Kirchen für die "Zwischenzeit" erheben, bis 
es zu der von ihnen erstrebten völligen Beseitigung der 
Atomwaffen kommt, alle konstruktiven Vorschläge zur Ab­
rüstung aufnimmt, die heute im Gespräch sind. Punkt für 
Punkt entspricht er jenen Abrüstungsinitiativen, mit denen 
die sozialistischen Staaten, ihnen voran die Sowjetunion, ihre 
Friedenspolitik untermauern. "Auch darin", erklärte deshalb 
Gerald Götting auf der Tagung des Präsidiums des CDU­
Hauptvorstandes mit Mitgliedern kirchlicher Räte im Sep­
tember 1983 in Burgscheidungen, "drückt sich aus, daß die 
Friedensinitiativen des realen Sozialismus den Lebensinter­
essen der Völl<er, dem Verlangen aller für den Frieden enga­
gierten Kräfte in der Welt - ungeachtet weltanschaulicher 
und konfessioneller .Eigenheiten - korrespondieren. ce 

Es ist aber nicht nur der Inhalt der Erklärungen, die na­
turgemäß immer auch Kompromißcharakter haben - wie 
sollte es anders sein, wenn sich Vertreter von über 300 Mit­
gliedskirchen aus aller Welt äußern - , es ist die grundsätz­
liche Forderung zum sozialpolitischen Engagement, das die 
Ergebnisse von Vancouver so bedeutsam für uns macht. Denn 
wenn die evangelischen Kirchen in der DDR ihren gesell-
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schaftlichen Standort mit der Formel von der "Kirche im 
Sozialismus" beschreiben, dann soll damit zum Ausdruck ge­
bracht werden, daß sich die Christen zur Teilnahme am Le­
ben unserer Gesellschaft, zur praktischen Mitarbeit berufen 
wissen, um in der Freiheit und Bindung des Glaubens das 
Beste für alle unq das Ganze zu suchen. 

Diese grundsätzliche, heute wie selbstverständlich erschei­
nenne Positionsbestimmung hat ihre Grundlage im bewußten 
gesellschaftlichen Engagement 'zahlloser Gemeindeglieder und 
vieler kirchlicher Mitarbeiter und Amtsträger seit Jahrzehn­
ten. Dabei erwiesen sich jene Erfahrungen, die christliche 
Demokraten in der tätigen Mitverantwortuhg für das Ganze 
gewonnen haben, als eine wichtige Orientierungshilfe. Die 
von ihnen erarbeiteten geistig-ethischen Positionen, die von 
ihnen ergriffene und gebotene Chance zum Dienst am Gesell­
schaftsganzen wurde zum Ferment eines Lernprozesses, in 
dem christliche Bürger neue Einsichten für ihre Existenz, 
ihren Auftrag und ihre V~rantwortung im Sozialismus ge­
wannen. 

Es waren gerade die geistlichen und theologischen Aspekte 
des Themas der Vollversammlung "Jesus Christus - das Le­
ben der Welt", es w~r die Besinnung auf die tragende Mitte 
des christlichen Glaubens, die 2ugleidt die Konsequenz einer 
Glaubensbewährung in den politisch-gesellschaftlichen Le­
bensfragen unserer Zeit deutlich gemacht hat: die Sorge um 
den Frieden und das Wohlergehen der Mitmenschen, die Mit­
verantwortung für das Gedeihen der gesamten Gesellschaft. 
In diesen Anliegen und Zielen wissen sich die christlichen 
Demokraten, gemeinsam mit ihren parteilosen Mitchristen, 
völlig eins mit unserem Staat, mit seiner Wirtschafts- und 
Sozialpolitik und mit seinem Friedensstreben. Hier weisen 
Bürgerpflicht und ChristenpftidJ.t in die gleiche Richtung -
zum Dienst am Nächsten und am Frieden. Zu diesem Dienst, 
den Christen in der Deutschen Demokratischen Republik 
unter so günstigen Verhältnissen leisten können, hat sie die 
VI. Vollversammlung des Ökumenischen Rates der Kirdten, 
haben sie die von Vancouver ausgehenden Inspirationen und 
Impulse erneut aufgefordert und ermutigt. 
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In der Reihe .,Hefte aus Burgscheidungen" erschienen zuletzt: 

214 Wolfgang Heyl, Chancen des Friedens - Betrachtungen 
nach der Weltkonferenz "Religiöse Vertreter für die 
Rettung der heiligen Gabe des Lebens vor einer nuklea­
ren Katastrophe" 

215 Carl Ordnung, Christen in der Friedensbewegung - Zu 
Position und Aufgabe der Christlichen Friedenskonfe­
renz (CFK) 

216 Günter Wlrth, Friedensprogram~ gegen Kreuzzugspläne 

217 Gerald Götting, Huldrych Zwingli - Zum 500. Geburts­
tag des Schweizer Reformators 

Verhieb an den Bndlhandel durch UDlOD, Verla&" (VOB) BerUn 

• 


